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(Nr. 11705.) Bekanntmachung der Preußiſchen Regierung, betreffend die Fortſetzung der amt⸗ 
lichen Tätigkeit der Behörden und Beamten. Vom 12. November 1918. 


Nas wir heute im Auftrag des Vollzugsrats des Arbeiter- und Soldaten- 
rats die Staatsleitung in Preußen übernommen haben, fordern wir ſämtliche 
preußiſche Behörden und Beamte auf, ihre amtliche Tätigkeit fortzuſetzen, um auch 
ihrerſeits im Intereſſe des Vaterlandes zur Erhaltung der Ordnung und Sicher⸗ 
heit beizutragen, wogegen ihnen ihre geſetzlichen Anſprüche unverkürzt gewahrt 
bleiben ſollen. 
Berlin, den 12. November 1918. 


Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Ströbel. Braun. Eugen Ernſt. Adolph Hoffmann. 


(Nr. 11706.) Aufruf der Preußiſchen Regierung an das preußiſche Volk. Vom 13. No- 
vember 1918. a g 


An das preußiſche Volk. 


Preußen iſt wie das Deutſche Reich und die anderen deutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten durch den Volkswillen zum freien Staat geworden. 
8 Aufgabe der neuen preußiſchen Landesregierung iſt, das alte, von Grund auf 
reaktionäre Preußen fo raſch wie möglich in einen völlig demokratiſchen Beftand- 
teil der einheitlichen Volksrepublik zu verwandeln. 
Geſetzſammlung 1918. (Nr. 11705—11712.) 45 
Ausgegeben zu Berlin den 7. Dezember 1918. 


* 


— 188 — 


Über die zukünftigen Staatseinrichtungen Preußens, ſeine Beziehungen 
zum Reich, zu den anderen deutſchen Staaten und zum Ausland wird eine 


verfaſſunggebende Verſammlung entſcheiden; ihre Wahl erfolgt auf Grundlage 
des gleichen Wahlrechts für alle Männer und Frauen und nach dem Verhältnis - 


wahlſyſtem. 

Bis zum Zuſammentritt dieſer verfaſſunggebenden Verſammlung hat eine 
vorläufige Regierung, die getragen iſt vom Vertrauen der Arbeiter- und Soldaten⸗ 
räte, die Geſchäfte übernommen. Sie ſieht ihre erſte Aufgabe darin, im engen 
Zusammenhang mit der neuen Reichsleitung für die Ordnung und Sicherheit im 
Lande und für die Volksernährung zu ſorgen. Sie iſt dabei angewieſen auf 
das Verſtändnis und den guten Willen der Bevölkerung im allgemeinen und 
insbeſondere auf die gewiſſenhafte Mitarbeit aller Beamten des Staates und der 
Selbſtverwaltungskörperſchaften. Alle Beamten, die ſich der neuen Regierung 
zur Verfügung ſtellen, ſind ausdrücklich in ihren Rechten beſtätigt und auf ihre 
Pflichten hingewieſen worden. 

Von den zahlreichen Aufgaben, vor die ſich das neue, freie Preußen jetzt 
und in der Zukunft geſtellt ſieht, ſeien nur dieſe hervorgehoben: 

Durchführung der uneingeſchränkten Koalitionsfreiheit für alle Staats⸗ 
arbeiter und Beamten. Gründliche Reform der Befoldungs- und Lohnverhältniſſe 
der Arbeiter und Beamten, einſchließlich der Penſionäre und Altyenfiönäre, und 
bis zur endgültigen Regelung die Gewährung ausreichender Teuerungszulagen. 

Ausbau aller Bildungsinſtitute, insbeſondere der Volksſchule. Schaffung 
der Einheitsſchule. Befreiung der Schule von jeglicher kirchlichen Bevor⸗ 
mundung. Trennung von Staat und Kirche. 

Demokratiſierung aller Verwaltungskörperſchaften. Beſeitigung der Guts⸗ 
bezirke. Völlig gleiches Wahlrecht beider Geſchlechter für alle Gemeindever⸗ 
tretungen in Stadt und Land. Entſprechende demokratiſche Umgeſtaltung der 
Kreis⸗ und Provinzialverwaltungskörper. 

Raſcheſter Ausbau und Entwicklung aller Verkehrsmittel, insbeſondere der 
Eiſenbahnen und Kanäle. 

Hebung und Moderniſierung von Induſtrie und Landwirtſchaft. Ver⸗ 
geſellſchaftung der dazu geeigneten induſtriellen und landwirtſchaftlichen Großbetriebe. 

Umgeſtaltung der Rechtspflege und des Strafvollzugs im Geiſte der Demo— 
kratie und des Sozialismus. 

Reform des geſamten Steuerweſens nach den Grundſätzen ſtrengſter 
ſozialer Gerechtigkeit. 

Es iſt eine ernſte und ſchwere Zeit, in der die neue Regierung an ihre 
Arbeit gehen muß. Bedrückend iſt die Fülle der Aufgaben, vor die ſie ſich geſtellt 
ſieht. In den vier Jahren des furchtbaren Krieges haben ſich die menſchlichen 
und wirtſchaftlichen Kräfte des Landes erſchöpft. Nur durch einmütiges Zu⸗ 


ſammenſtehen des geſamten Volkes kann der Untergang abgewendet werden. Nur 


ſo können wir denen, die jetzt aus dem Felde zurückkehren ſollen, zwar nicht ihre 
Leiden und Opfer vergelen, wohl aber die Fortſetzung dieſer Leiden erſparen. 
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Nur fo können wir das Geſpenſt des Hungers bannen, das vornehmlich unſere 
Frauen, Kinder und Kranken ſchon jetzt auf das ſchwerſte bedroht. 

Was wir alle haben wollen: Freiheit, Frieden und Brot, kann nur ge⸗ 
ſichert werden, wenn das wirtſchaftliche Leben in Stadt und Land aufrechter⸗ 
halten bleibt. . N 

Darum ſteht zuſammen, helft mit zum Wohle des Ganzen! 

Berlin, den 13. November 1918. 


Die Preußiſche Regierung. 


Hirſch. Ströbel. Braun. Eugen Ernſt. 
Haeniſch. Adolph Hoffmann. 


(Nr. 11707.) Bekanntmachung, betreffend die Beſchlagnahme des preußiſchen Kronfideikommiß⸗ 
vermögens. Vom 13. November 1918. 


Snell zum preußiſchen Kronfideikommißvermögen gehörige Gegenſtände 


werden hierdurch mit Beſchlag belegt. a 

Die Verwaltung wird dem preußiſchen Finanzminiſterium übertragen. 

Das nicht zum Kronfideikommißvermögen gehörige, im Sondereigentume 
des Königs und der Königlichen Familie ſtehende Vermögen wird hierdurch nicht 
berührt. 

Berlin, den 13. November 1918. 


Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Ströbel. Braun. Eugen Ernſt. Adolph Hoffmann. 


(Nr. 11708.) Verordnung, betreffend die Zuſtändigkeiten der Preußiſchen Regierung ſowle 


die Zuſtändigkeiten und die Bezeichnung der Zentral-, Provinzial und 
Lokalbehörden. Vom 14. November 1918. 


Di. Zuſtändigkeiten, die nach den bisherigen Beſtimmungen von der Krone 
und vom Staatsminifterium ausgeübt wurden, find auf die Preußiſche Regierung 
übergegangen, welche nach der Bekanntmachung vom 12. November 1918 die 
Staatsleitung in Preußen übernommen hat. 
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Die Zuſtändigkeiten aller übrigen Zentralbehörden ſowie der Provinzial⸗ 
und Lokalbehörden bleiben unberührt. Dieſe Behörden führen fortan eine den 
veränderten Verhältniſſen angepaßte Bezeichnung, z. B.: 


Miniſterium des Innern, der Oberpräſident, der Regierungspräſident, 
Regierung, der Landrat; 


Juſtizminiſterium, das Oberlandesgericht, das Landgericht, das Amts, 
gericht / 
5 a uſw. 


Die Amtsſiegel ſind entſprechend zu ändern. 
Berlin, den 14. November 1918. 


Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Ströbel. 


(Nr. 11709.) Bekanntmachung der Preußiſchen Regierung, betreffend das Inkraftbleiben der 
beſtehenden Geſetze und. Verordnungen. Vom 14. November 1918. 


E: wird hiermit darauf hingewieſen, daß die beſtehenden Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen, ſoweit ſie nicht ausdrücklich durch die Regierung aufgehoben ſind, in 
Kraft bleiben und von jedermann zu beobachten ſind, wie auch jedermann in un⸗ 
geſtörtem Genuß der ihm dadurch gewährten Rechte verbleibt. Danach beſteht 
für alle Staatsangehörigen die Verpflichtung zur Entrichtung der bisherigen 
Steuern und Abgaben unverändert fort. i 


Berlin, den 14. November 1918. 3 


Die Preußiſche Regierung. 
Breitſcheid. Südekum. 
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(Nr. 11710) ; Verordnung, betreffend Auflöſung des Abgeordnetenhauſes und Beſeitigung 
des Herrenhauſes. Vom 15. November 1918. 


A Übereinſtimmung mit einem Beſchluſſe des Bee des Arbeiter- und 
Soldatenrats verordnen wir, was folgt: 
Das Haus der Abgeordneten wird hierdurch aufgelöſt. 
Das Herrenhaus wird beſeitigt. 
Berlin, den 15. November 1918. 


Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Ströbel. Braun. Eugen Ernft. 
Adolph Hoffmann. Roſenfeld. 


(Nr. 11711.) Bekanntmachung der Preußiſchen Regierung, betreffend die Unabhängigkeit der 
Gerichte. Vom 16. November 1918. 2 


In Anſchluß an die Verfügung der Preußischen Regierung vom 14. d. M. 
über die Zuſtändigkeit der Behörden weiſen wir darauf hin, daß die Unabhängigkeit 
der Gerichte nicht angetaſtet werden darf. Es iſt daher unzuläſſig, wenn ſeitens 
eines Arbeiter- und Soldatenrats, wie es vorgekommen iſt, angeordnet wird, daß 
die Urteile der Gerichte dem Arbeiter- und Soldatenrat zur Genehmigung vor⸗ 
zulegen ſind. 

Berlin, den 16. November 1918. 


Die Preußiſche Regierung. 


Hirſch. Ströbel. Braun. Eugen Ernſt. 
Adolph Hoffmann. Roſenfeld. 


(Nr. 11712.) Bekanntmachung der Preußiſchen Regierung, betreffend Entſchädigung der Mit⸗ 
glieder der Arbeiter), Soldaten- und Baueruräte. Vom 16. November 1918. 


An alle Staats⸗ und Kommunalbehörden. 


1. Die Koſten, welche durch eine angemeſſene Entſchädigung der Mitglieder 
der Arbeiter-, Soldaten⸗ und Bauernräte für ihre Mühewaltung entſtehen, ſind 
von derjenigen Stelle zu tragen, bei welcher der Rat ſeine Tätigkeit ausübt. 
Danach ſind ſie bei den Staatsbehörden auf ſtaatliche Fonds (Geſchäftsbedürfnis⸗ 
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fonds), bei Kommunalbehörden auf kommunale Fonds zu übernehmen. Erſtreckt 
ſich die Wirkſamkeit eines Rates ſowohl auf ftaatliche wie auf kommunale Be⸗ 
hörden, ſo ſind die Koſten angemeſſen zu verteilen. 

2. Vor Auszahlung der Vergütung haben diejenigen lokalen Organiſationen, 
welche den Arbeiter-, Soldaten⸗ und Bauernrat eingeſetzt haben, die Legitimation 
des anfordernden Mitglieds zu prüfen. N 

3. Im allgemeinen iſt der entgangene Arbeitsverdienſt zu vergüten. Hier⸗ 
zu tritt eine angemeſſene Aufwandsentſchädigung und Erſatz der baren Auslagen. 
Dabei iſt jedoch zu beachten, daß es ſich um öffentliche Gelder handelt und daß 
mithin bei dem Ernſt der Zeit möglichſte Sparſamkeit geboten iſt. 

4. Aus dem gleichen Grunde iſt auf eine tunlichſte Beſchränkung der Zahl 
der Mitglieder eines jeden einzelnen Rates Bedacht zu nehmen. 


Berlin, den 16. November 1918. 


Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Ströbel. Südekum. 
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